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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

17.11.1994 

Geschäftszahl 

93/18/0271 

Rechtssatz 

Wurde im Jahre 1988 einer Berufung hinsichtlich der Erlassung eines Aufenthaltsverbotes Folge gegeben, da die 
Behörde die Auffassung vertreten hat, daß bei der (damals) gegebenen Sachlage die Interessenabwägung (noch) 
zugunsten des Fremden ausfalle, bedeutet dies nicht, daß die bis zu diesem Zeitpunkt erfolgten Bestrafungen in 
einem späteren Verfahren, das zur Erlassung des Aufenthaltsverbotes geführt hat, nicht berücksichtigt werden 
dürfen. 


